Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudcsadie Nr. 1094 


Anfrage Nr. 90 

der Abgeordneten Frau Meyer-Laule, Dr. Arndt 
und Fraktion der SPD 


betr. ; Regelung von Besatziing>-Pei ^oiieiisehaden. 


1. Die amerikanische Besatzungsmacht hat Selia<!enersatzansprüche 
von Unterhaltsberechtigten abgelehnt, deren Ernährer in d(*r 
Zeit vom 8. Mai bis 31. Juli 1945 durch Verschulden der Be- 
satzungstruppen tödlich verunglückt sind. Diese Fälle sind mit 
Wirkung vom 7. November 1949 den Besatzungskostenämtern 
für eine zukünftige Bearbeitung durch die Bundesregierung 
zugeleitet worden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

a) Welche Dienststelle ist für die Regelung dieser Besatzungs- 
scJiäden zuständig? 

b) Welche Maßnahmen sind getroffen oder beabsichtigt, um 
diese bereits seit 5 Jahren schwebenden Verfahren zum Ab- 
schluß zu bringen ? 

2. Die amerikanische Besatzungsmacht hat sämtliche Ersatzansprüche 
aus Personenschäden, die ab 1. August 1945 eintraten, im Tort- 
Claim- Verfahren geprüft und nach Anerkennung einmalige Ab- 
findungssummen gezahlt, deren Errechnung das Einkommen 
und die Lebenserwartung zu Grunde lagen. Diese kapitalisierten 
Renten sollten den Unterhalt für viele Jahre gewährleisten. 
Durch die Währungsreform aber haben die Empfänger die 
ihnen gezahlte Abfindungssumme zu ®/io verloren. Die nach 
dem 20. Juni 1948 genehmigten Beträge werden weiterhin auf 
Reichsmark-Basis erredinet, aber auch nur 1:10 abgewertet 
durch die Besatzungskostenämter ausgezahlt, obgleich nach der 
32. Durchführungs-Verordnung zum Umstellungsgesetz Zahlungen 
wegen eines vor dem 21. Juni 1948 eingetretenen Personen- 
schadens in der Haftpflidit- und Unfallversicherung von den 
Versicherungsunternehmen unter bestimmten Bedingungen voll 
in Deutscher Mark zu zahlen sind. 


Drude: Badi4ni<kerei R. Madel, Bonn, ArgeUnderscraBe S1 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadb, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzsdiestraße 1 



Wir fragen die Bundesregierung: 

a) Warum wird von den ßesatzungskostenämtern in diesen Fällen 
die 32. Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz nicht 
angewendet, sondern werden auch weiterhin die Beträge nur 1:10 
abgewertet ausgezahlt? 

b) Welche gesetzgeberischen Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um bei solchen Personensdiäden eine in vollem Umfange an- 
gemessene Rente für die Unterhaltsberechtigten zu gewähr- 
leisten ? 


Bonn, den 24. Juni 1950 


Oilenhauer und Fraktion 



